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Maßnahmen gegen Kinderpornographie 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Sexueller Mißbrauch an Kindern ist weit verbreitet in der 
Bundesrepublik Deutschland und in vielen anderen Ländern 

der Welt. 

Nach Schätzungen des Bundeskriminalamtes haben bis zu 
25 Prozent der Mädchen in der Bundesrepublik Deutschland 
sexuellen Mißbrauch am eigenen Körper erfahren. Zu 80 Pro-
zent sind es die eigenen Väter oder sonstige nahe Familien-
angehörige, die sich sexuell an den Kindern (zu drei Viertel 

Mädchen) vergehen. 

Eine neue Form sexuellen Mißbrauchs hat sich in den letzten 
Jahren durch den Kinderporno-Videomarkt entwickelt. Ein 
großer Teil besteht aus Amateurfilmen, die häufig von Vätern 
oder Onkeln mit den eigenen Kindern hergestellt werden. Die 
Filme werden privat mit anderen Kinderporno-Liebhabern aus-
getauscht. Nach Schätzungen gibt es in der Bundesrepublik 
Deutschland ein Videoaustauschnetz von 30 000 sog. Collec-
tors. Zum Teil werden die Videos auch kommerziell hergestellt 
und gegen Entgelt ausgeliehen oder verkauft. Eltern in der 
Bundesrepublik Deutschland stellen ihre Kinder gegen Entgelt 
für die Produktion derartiger Filme zur Verfügung, häufig wer-
den die Filme auch mit Kindern aus Dritte-Welt-Ländern hier in 
der Bundesrepublik Deutschland oder in den betroffenen Län-

dern aufgenommen. 

Die Darstellungen gehen bis zu authentischem Geschlechtsver-
kehr (vaginaler, oraler, analer Penetration) mit vier- oder fünf-
jährigen Kindern, meist Mädchen, oder sogar Säuglingen. Bei 
der Herstellung von kinderpornographischen Produkten wer-
den die Kinder Opfer sexuellen Mißbrauchs mit ganz erheb-
lichen körperlichen und seelischen Folgen, häufig für ihr gan-

zes Leben. 

Diese Art sexuellen Mißbrauchs ist auch im Zusammenhang 
mit anderen Formen sexueller Ausbeutung, insbesondere dem 
Kinder- und Frauenhandel sowie dem Sextourismus in Ländern 
der Dritten Welt, zu sehen. Bei allen diesen Formen wird unter 
Ausnutzung von Hilflosigkeit, Abhängigkeiten oder Notlagen 
das sexuelle Selbstbestimmungsrecht der Opfer mißachtet. 

Trotz des Verbots von Kinderpornographie nach § 184 Abs. 3 
StGB ist es bisher nicht gelungen, wirksam hiergegen vorzuge-
hen. Denn die Herstellung und Verbreitung derartiger Pro-
dukte ist nur in den seltensten Fällen nachzuweisen, da der 
gesamte Produktionsprozeß aufgrund dieses neuen Mediums 
ganz ohne Hinzuziehung anderer Personen erfolgen kann. Die 
Filme werden zudem nicht über die üblichen Vertriebswege 
wie Videotheken und Sexshops vermarktet, sonder ganz über-
wiegend über Chiffreanzeigen — häufig in verdeckter Form — in 
einschlägigen Magazinen oder in Boulevardzeitungen. Allein 
der Besitz oder Konsum von Kinderpornographie ist nicht straf-

bar. 
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Die Besonderheiten des Kinderpornomarktes, die der Gesetz-
geber bei Schaffung des § 184 Abs. 3 StGB nicht voraussehen 
konnte, verlangen eine Überprüfung dieses Straftatbestandes. 
Zudem ist die Notwendigkeit weiterer gesetzlicher Änderun-
gen zur Ermöglichung einer wirksamen Strafverfolgung der 
Täter sowie von Maßnahmen zum Schutze der Opfer zu prüfen. 

II. Die Bundesregierung wird daher aufgefordert: 

Strafrechtliche Änderungen 

1. Den Straftatbestand des § 184 Abs. 3 StGB, insbesondere 
im Hinblick auf eine Erweiterung der Tathandlung „ver-
breiten" bzw. eine Aufnahme der Tathandlungen ,,besit-
zen" oder „erwerben oder sich sonst beschaffen" zu über-

prüfen. 

Die Schwierigkeit der Strafverfolgung und damit der Ein-
dämmung des Kinderpornographiemarktes ist durch neue 
Medien, die ein privates Vorführen und Austauschen er-
möglichen, entstanden. Der Gesetzgeber muß eine An-
passung der Strafvorschriften prüfen, um diesen Entwick-
lungen entgegenzuwirken. Dabei ist zu berücksichtigen, 
daß der Kinderpornomarkt ohne den Konsumenten nicht 
bestehen würde und der Erwerber und Besitzer von Kin-
derpornographie — ähnlich wie der Hehler — einen Anreiz 
für das Begehen einer Straftat schafft. 

2. Durch einen entsprechenden Gesetzentwurf das Strafmaß 
von § 184 Abs. 3 StGB für die Tatbestände der Gewalt- und 
Kinderpornographie auf drei Jahre Freiheitsstrafe oder 

Geldstrafe zu erhöhen. 

Ein Bleichhohes Strafmaß für einfache Pornographie nach 
§ 184 Abs. 1 StGB und sog. harte Pornographie nach § 184 
Abs. 3 StGB ist im Hinblick auf die höhere Verwerflichkeit 
und Gefährlichkeit von harter Pornographie nicht zu recht-
fertigen. Zudem wird der Strafrahmen überwiegend nicht 
einmal zur Hälfte ausgeschöpft bzw. werden lediglich 
Geldstrafen verhängt. Sehr häufig erfolgt Einstellung 
gegen Auflagen nach § 153 a StPO. Durch ein Anheben des 
Strafmaßes wird die Bedeutung dieses Delikts aufgewertet 
und damit ernster von den Behörden verfolgt werden. Die 
generalpräventive Wirkung gegenüber potentiellen Tätern 

wird dadurch erhöht. 

Änderungen hinsichtlich Strafverfolgung und Ermittlungen 

3. Die Angemessenheit der Geltung der presserechtlichen 
Verjährungsvorschriften in den Landespressegesetzen für 
Kinderpornographie mit den Bundesländern zu erörtern so-
wie eine Verlängerung der strafrechtlichen Verjährungsfri-
sten des § 184 Abs. 3 StGB hinsichtlich der Kinderporno-
graphie und der §§ 174 und 176 StGB zu prüfen. 

Es ist sehr zweifelhaft, ob die Zielrichtung der kurzen 
presserechtlichen Verjährungsvorschriften der Länder ihre 
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Anwendung auf kinderpornographische Produkte rechtfer-
tigt. Eine wirksame Verfolgung dieser Delikte ist häufig 
wegen der kurzen Verjährungsfrist nicht möglich, so daß 
eine Überprüfung dieser Vorschriften angezeigt ist. Sexu-
eller Mißbrauch von Kindern und Verstöße gegen das Ver-
bot von Kinderpornographie kommen häufig erst ans 
Tageslicht, wenn die betroffenen Kinder älter geworden 
sind und sich des Mißbrauchs bewußt werden. Von daher 
könnte auch eine Verlängerung der strafrechtlichen Ver-
jährungsfristen bei diesen Delikten notwendig sein. 

4. Maßnahmen für einen besseren Zugriff der Verfolgungsbe-
hörden bei Vertrieb von Kinderpornographie über den 
Postweg zu prüfen, insbesondere die Einführung einer 
Ausweispflicht für postlagernde Sendungen auch bei 
Zuteilung von Postlagerkartennummern. 

Kinderpornographieangebote werden in vielen Fällen über 
Chiffreanzeigen mit Postfächerangaben gemacht, häufig 
unter Benutzung von Postlagerkartennummern oder Post-
lagercodewörtern, was den Zugriff auf die Täter erschwert. 
Ein Zugriff auf die Abholer ist wegen ihrer Anonymität 
nicht möglich. 

5. Im Falle der Strafbarkeit des Besitzes den Tatbestand der 
Einziehung von kinderpornographischen Produkten nach 

§ 74 d StGB so anzupassen, daß auch bei bloßem Besitz 
eine Einziehung erfolgen kann und die Einführung einer 
Abschöpfung des Gewinns aus der Kommerzialisierung 
von Kinderpornographie zu prüfen. 

Durch eine erweiterte Einziehungsmöglichkeit bei Kinder-
pornographie und eine Abschöpfung des Gewinns kann 
der Verbreitung von Kinderpornographie entgegengewirkt 
bzw. der Anreiz dazu genommen werden. 

6. Dem Deutschen Bundestag Bericht zu erstatten über 

— die Erfahrungen anderer Staaten mit der Einführung 
einer Anzeigepflicht von Straftaten sexuellen Miß-
brauchs für Ärzte, Sozialarbeiter und anderen Personen, 
denen aufgrund ihrer beruflichen Tätigkeit sexueller 
Mißbrauch bekannt werden kann; 

— die Haltung von Kinderschutzorganisationen und ähn-
lichen Einrichtungen sowie der Standesorganisationen 
der betroffenen Berufe zur Einführung einer derartigen 
Anzeigepflicht. 

Eine derartige Anzeigepflicht besteht in der Bundes-
republik Deutschland im Gegensatz zu anderen Län-
dern, wie den USA und einigen nordeuropäischen Län-
dern, nicht. 

7. Mit den Bundesländern eine bessere Ausstattung der 
Ermittlungsbehörden und die Einrichtung von Sonder-
dezernaten für Kinderpornographie und sexuellen Miß-
brauch oder für Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestim-
mung von Frauen und Kindern sowie bessere Kontrollen 
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von öffentlichen Verkaufsstellen, in denen Pornokontakt-
magazine gehandelt werden, zu erörtern. 

Die Ermittlungsbehörden sind häufig aufgrund ihrer be-
grenzten personellen und sachlichen Ausstattung nicht in 
der Lage, wegen Delikten der Kinderpornographie und des 
sexuellen Mißbrauchs ausreichend zu ermitteln. Eine Ein

-

richtung von Sonderdezernaten würde die sem Deliktskreis 
größere Bedeutung beimessen und effektivere Ermittlun-
gen ermöglichen. 

8. Eine bessere Zusammenarbeit zwischen Zollbehörden, der 
Polizei und der Bundespost gemeinsam mit diesen Behör-
den zu prüfen sowie mit den be troffenen Drittländern 
Kooperationsverhandlungen zur Bekämpfung des inter-
nationalen Versandhandels und  der  Herstellung von 
Kinderpornographie einzuleiten. 

Ermittlungserfolge scheitern heute häufig wegen fehlender 
Zusammenarbeit zwischen diesen Behörden bzw. den Re-
gierungen verschiedener Staaten. Im Wege internationaler 
Kooperation der Ermittlungsbehörden kann der Herstel-
lung und dem Handel von kinderpornographischen Pro-
dukten entgegengewirkt werden. 

9. Eine Ausweitung der Geltung des deutschen Strafrechts 
auf im Ausland begangene Straftaten des § 184 Abs. 3 
StGB und sämtliche Tatbestände des § 176 StGB,  unabhän-
gig davon, ob das mißbrauchte Kind Deutsche(r) ist, zu  
prüfen.  

Eine entsprechende Empfehlung hat die AIDS-Enquete-
Kommission für den sexuellen Mißbrauch an Kindern aus-
gesprochen (Drucksache 11/7200; S. 13). . 

Maßnahmen im Interesse der Opfer von sexuellem Mißbrauch 

10. Änderungen im Strafverfahrensrecht zu erwägen, um eine 
Belastung von Kindern zu vermeiden, insbesondere durch  
Beistand für das Kind im Strafprozeß, Einschaltung von 
Psychologen bei der Vernehmung und sonstige Erleichte-
rungen für das Kind im Instanzenweg. 

11. Die Einrichtung von Zufluchtstellen und Beratungseinrich-
tungen für sexuell mißbrauchte Kinder zu fördern und 
bestehende Einrichtungen zu unterstützen.  

Aufklärung über sexuellen Mißbrauch und Schulung 
von Richtern und Ärzten 

12. Projekte wie „safe and strong" in Norwegen zur Aufklä

-

rung und Schulung von präventiven Verhaltensweisen der 
Kinder sowie Seminare zur Schulung von Eltern, Betreu-
ungspersonen, Personal von Jugendämtern, Richtern, 
Staatsanwälten etc. zu schaffen und Organisationen und 
Einrichtungen zur Betreuung von Opfern sexuellen Miß-
brauchs zu fördern. 
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Präventive Maßnahmen können einen erheblichen Beitrag 
dazu leisten, daß sexueller Mißbrauch an  Kindern durch 
Herstellung von kinderpornographischen Produkten oder 
in anderer Weise verringert wird. Posi tive Erfahrungen 
sind hier bereits in Norwegen gemacht worden.. Es geht 
einmal darum, Kinder auf derar tige Gefahren . vorzuberei-
ten und sie darüber aufzuklären, wie sie sich im Falle von 
versuchten sexuellen Mißbrauchs verhalten können. Zum 
anderen können die psychischen und physischen Folgen 
für Kinder, die Opfer sexuellen Mißbrauchs geworden sind, 
gemindert werden, wenn Richter, Ärzte und Betreuungs-
personen für diese Fälle besonders geschult sind. 

13. Bestehende wissenschaftliche Untersuchungen über die 
Ursachen sexuellen Mißbrauchs im Hinblick auf poli- 
tischen Handlungsbedarf auszuwerten und ggf. weitere 
oder ergänzende Untersuchungen durchzuführen bzw. zu 
fördern und durch Öffentlichkeitsarbeit in den Medien das 
Problem sexuellen Mißbrauchs bewußt zu machen sowie 
Informationen über Hilfestellungen zu vermitteln. 

Durch Ursachenforschung und Öffentlichkeitsarbeit kann 
ein erheblicher Beitrag zur Verminderung sexuellen Miß-
brauchs geleistet werden, indem diese Taten nicht länger 
verschwiegen werden und aufgrund von Erkenntnissen 
über die Tätermotivation präventive Maßnahmen ergriffen 
werden können. . 

Maßnahmen gegen Angebote von Kinderpornographie 
über den Bildschirmtext der Deutschen Bundespost . 

14. Eine effektive Kontrolle durch Sperrung des BTX-Systems 
der Bundespost für Angebote von Kinderpornographie zu 
gewährleisten, indem zwischen der Deutschen Bundespost 
und den nach dem BTX-Staatsvertrag zuständigen Län-
dern ein wirksames Kontrollsystem vereinbart wird. 

Es sind Fälle bekanntgeworden, in denen der Bildschirm-
text der Deutschen Bundespost für Angebote und zum Ver-
trieb kinderpornographischer Produkte genutzt worden ist. 
Nach dem BTX-Staatsvertrag können nur die Länder eine 
Sperre derartiger Angebote anordnen. Diese Kontrolle ist 
bis heute nicht effektiv . erfolgt. Daher ist ein wirksamer 
Überwachungsmechanismus zu schaffen, der die Nutzung 
des BTX-Systems für derartige Zwecke nicht zuläßt. 

Bonn, den 11. Juni 1991 
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